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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

18.09.2003 

Geschäftszahl 

2002/16/0220 

Rechtssatz 

Soweit die Zollschuld iSd Absatzes 4 des Artikels 221 ZK auf Grund einer strafbaren Handlung entstanden ist, 
hat die Erlassung einer Mitteilung unter den vom geltenden nationalen Recht festgelegten Voraussetzungen zu 
erfolgen. Damit kommen insoweit auch die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung zur Anwendung 
(Hinweis Witte/Alexander, Vor Art 220 ZK, Rz 18 ff). 


